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Aufgaben des Staatsanwalts und des Untersuchungsorgans 
bei der Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte im Strafverfahren

Auf der Festveranstaltung zum 20. Jahrestag der Grün­
dung der Deutschen Akademie für Staats- und Rechts­
wissenschaft wies Walter U l b r i c h t  darauf hin, daß 
das entwickelte gesellschaftliche System des Sozialismus 
„nicht als pragmatische Politik in Tetlfragen verwirk­
licht werden“ kann, sondern seine Gestaltung und Ver­
wirklichung nur durch die schöpferische Tätigkeit der 
Menschen möglich ist. Er führte hierzu weiter aus:

„Das sozialistische System steht nicht über den Men­
schen, sondern die Menschen müssen unter der Füh­
rung der Partei und des Staates selbst die neuen 
Probleme erkennen, schöpferisch an ihnen arbeiten 
und sie meistern. Das erfordert für die gesamte staat­
liche Tätigkeit die grundlegende Weiterentwicklung 
der Zusammenarbeit mit den Bürgern. Die Informa­
tion der Bevölkerung zur Förderung ihrer bewußten 
Teilnahme an der Lösung wichtiger Probleme ist 
systematisch auszubauen. Es ist zu erreichen, daß die 
Werktätigen rechtzeitig auf die neuen Aufgaben vor­
bereitet und planmäßig an ihrer Lösung beteiligt wer­
den. “ 1

Diese grundsätzliche Feststellung gilt auch für die un­
mittelbare Mitwirkung der Werktätigen im Strafverfah­
ren und die Arbeit der staatlichen Rechtspflegeorgane 
in dieser Hinsicht.
Die staatlichen Rechtspflegeorgane haben zu gewähr­
leisten, daß die Bürger im Strafverfahren und bei der 
Erziehung des Rechtsverletzers sowie bei der vorbeu­
genden Bekämpfung der Kriminalität ihre in der Ver­
fassung (Art. 21) und in den neuen Strafgesetzen (Art. 6  

StGB, §§ 4, 52 bis 57, 102 StPO) garantierten Rechte auf 
Mitbestimmung und Matgestaltung ausüben können und 
ihre Initiative zum Nutzen der gesamten Gesellschaft 
maximal wirksam werden kann. Denn dadurch, „daß alle 
Werktätigen an der bewußten Gestaltung der gesell­
schaftlichen Entwicklung, an der Leitung und Entschei­
dung von gesellschaftlichen Prozessen aktiv teilnehmen, 
entfalten sich die Vorzüge und Triebkräfte des Sozia­
lismus immer mehr zu der heute notwendigen neuen 
Qualität und gewinnt das Volk stets höhere Stufen sei­
ner Demokratie und Freiheit“2. Das Recht der Bürger, 
aktiv und unmittelbar an der Durchführung des Straf­
verfahrens mitzuwirken, ist somit als Einheit von wis­
senschaftlicher Führung und Entwicklung der sozialisti­
schen Demokratie zu begreifen und zu gewährleisten.

Klarheit der Mitarbeiter der staatlichen Rechtspflege 
über diese Grundfrage, richtige Koordinierung und eine 
exakt abgegrenzte Verantwortung der Untersuchungs­
organe, des Staatsanwalts und des Gerichts im jewei­
ligen Stadium des Strafverfahrens sind die Vorausset­
zungen dafür, daß die Werktätigen mit der größtmög­
lichen gesellschaftlichen Effektivität im Verfahren mit- 
wirken können.

Differenzierte Mitwirkung im Interesse 
der allseitigen Aufklärung von Straftaten
Jeder Staatsanwalt und jeder Mitarbeiter des Unter­
suchungsorgans hat die Aufgabe, von Beginn der Er­
mittlungstätigkeit an die notwendigen Voraussetzun­
gen für eine effektive, differenzierte Mitwirkung ge­
sellschaftlicher Kräfte zu schaffen. Dabei sind alle Mög-

! vgl. W. Ulbricht, Die Rolle des sozialistischen Staates bei 
der Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems 
des Sozialismus, Schriftenreihe des Staatsrates 1968, Heit 6, 
S. 33 f.; NJ 1968 S. 649.
2 Hager, Die Aufgaben der Gesellschaftswissenschaften in un­
serer Zeit, Berlin 1968, S. 42.

746

lichkeiten und gesellschaftlichen Potenzen unter Beach­
tung des Grundsatzes der Ökonomie der Kräfte und der 
Zeit zu nutzen. Der für die Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte notwendige Aufwand muß der Schwere der Tat, 
ihrer Bedeutung und dem erforderlichen, real mög­
lichen Einfluß der Gesellschaft auf den Täter und auf 
die Beseitigung von Ursachen und Bedingungen der 
Straftat entsprechen.
Das Ausnutzen aller gesellschaftlichen Potenzen erfor­
dert, daß im Einzelfall nicht nur das Arbeitskollektiv, 
sondern in gedgneten und notwendigen Fällen auch Ar­
beitsgemeinschaften, Hausgemeinschaften oder andere 
Kollektive einbezogen werden. Eine Mitwirkung dieser 
Kollektive ist insbesondere dann notwendig, wenn die 
Straftat oder das ihr vorangegangene Verhalten des 
Täters eine erzieherische Einwirkung auf ihn außerhalb 
des Arbeitskollektivs verlangen, wenn das Verhalten 
des Beschuldigten im Arbeitskollektiv im Widerspruch 
zu seinem sonstigen Verhalten steht, wenn die Ursa­
chen und Bedingungen der Straftat außerhalb der Ein­
flußsphäre des Arbeiitskollektivs liegen und Verände­
rungen durch andere Kollektive aus dem Lebensbereich 
erforderlich sind.
Gemäß § 102 Abs. 1 StPO haben Staatsanwalt und 
Untersuchungsorgan zur allseitigen Aufklärung der 
Straftaten eine differenzierte Mitwirkung gesellschaft­
licher Kräfte zu sichern. In der Vergangenheit wurde 
diese Forderung noch zu sehr darauf reduziert, in den 
Kollektivaussprachen die Persönlichkeit des Beschuldig­
ten zu erforschen. Dabei wurde verkannt, daß es in den 
Kollektivaussprachen nicht schlechthin um die Erfor­
schung der Täterpersönlichkeit geht. Vielmehr kommt es 
auf eine straftatbezogene Einschätzung des Täters, sei­
ner Motive usw. an. Das Kollektiv muß sich also 
selbst zur Straftat, zu ihren Folgen und Auswirkungen 
äußern. Es sollte zugleich über mögliche und notwendige 
Maßnahmen zur Erziehung des Täters beraten und den 
Rechtspflegeorganen entsprechende Vorschläge unter­
breiten; dazu gehört auch, daß das Kollektiv darlegt, 
welchen Beitrag es selbst zur Erziehung des Täters lei­
sten will.
Eine Hauptaufgabe des Staatsanwalts ist es, bereits mit 
der Einleitung des Ermittlungsverfahrens durch Anlei­
tung und Unterstützung des Untersuchungsorgans auf 
die Erfüllung der Forderung des § 102 StPO hinzuwir­
ken. Von diesem Grundsatz kann er nur dann abwei­
chen, wenn auf Grund von Umständen, die sowohl im 
Interesse des Staates, der Gesellschaft, des Geschädigten 
als auch des Beschuldigten liegen können, auf eine Mit­
wirkung gesellschaftlicher Kräfte verzichtet werden 
kann3.

Verantwortung und Aufgaben der Untersuchungsorgane
Aus der Spezifik der Aufgabenstellung des Staatsan­
walts und des Untersuchungsorgans ergibt sich, daß das 
Untersuchungsorgan für die Mitwirkung gesellschaft­
licher Kräfte zu sorgen hat, wenn gegen einen Beschul­
digten der hinreichende Verdacht einer Straftat besteht 
und ein gerichtliches Verfahren für erforderlich gehal­
ten wird, es sei denn, daß dieser Mitwifkung wichtige 
Hinderungsgründe entgegenstehen.

Ergibt sich aus dem Ermittlungsergebnis, daß die Mit­
wirkung gesellschaftlicher Kräfte nicht nur aus dem
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